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Die Prüfung und Zulassung von Pflanzenbehandlungsmitteln und 
ihre gesetzlichen Grundlagen*) 
Examination and Approval of Plant Treatment Chemicals and their legal Basis 
Von W. Herfs 
Zusammenfassung 
Einleitend wird die Entwicklung der amtlichen Pflanzen­
schutzmittelprüfung in der Bundesrepublik Deutschland nach 
dem Zweiten Weltkrieg kurz beschrieben. Es folgt eine Dar­
stellung der Regelungen nach dem Pflanzenschutzgesetz vom 
10. Mai 1968 und der sich daraus ergebenden Grundlagen für
die Prüfung und Zulassung von Pflanzenbehandlungsmitteln
einschließlich der zugehörigen Prüfungsvorschriften. Daran
schließt sich die Beschreibung des Zulassungsverfahrens an.
Dann werden weitere gesetzliche Regelungen diskutiert, die
Einfluß auf die Prüfung und Zulassung von Pflanzenbehand­
l�ngsmitteln haben und haben werden. Abschließend erfolgt em Ausblick auf die voraussichtliche Weiterentwicklung der 
Prüfung und Zulassung von Pflanzenbehandlungsmitteln in 
der Bundesrepublik Deutschland unter dem Aspekt des Um­
weltschutzes. 
Abstract 
Introductory the development of the official examination of plant 
treatment chemicals in the Federal Republic of Germany after the 
second world war is described shortly. lt follows a representation of 
the regulations according to the Plant Protection Law of 10th May, 
1968 and of the fundamentals for examination and approval of plant 
treatmen_t chemical� resulting from this law, including the testing 
prescnpt1ons belongmg to them. Than the description of the approval 
procedure is following. Subsequently further legal regulations are 
discussed, which have and will have an influence on examination and 
approval of plant treatment chemicals. Finally a prospect is given to 
the presumable further development of the examination and approval 
of plant treatment chemicals in the Federal Republic of Germany 
under the aspect of environment protection. 
In den ersten 20 Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg hat in 
vielen Staaten die Produktion von chemischen Pflanzenschutz­
mitteln einen enormen Aufschwung erlebt. Das,.war auch in 
der Bundesrepublik Deutschland der Fall. So ist es verständ­
lich, daß dementsprechend die Prüfung dieser Mittel an 
Umfang und Bedeutung in dieser Zeit stark zunahm. Parallel 
hierzu hat sich die amtliche Mittelprüfung weiter-entwickelt, 
die in Deutschland (,,Deutsches Reich") bereits seit dem 
Jahre 1919 von der damaligen „Biologischen Reichsanstalt" 
durchgeführt wurde und ab 1947 in der gleichen Forschungs­
anstalt - welche zu dieser Zeit als „Biologische Zentralanstalt 
für das Nordwestdeutsche Gebiet" bezeichnet wurde - neu 
organisiert wurde. Am 1. September 1948 erschien die erste 
*) Eine englische Fassung dieses Aufsatzes kann bei der Bibliothek 
der B_iologischen Bundesanstalt, Messeweg 11/12, D-3300 Braun­
schweig, angefordert werden. 
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Auflage des amtlichen Pflanzenschutzmittelverzeichnisses 
nach dem Kriege. Dieses Verzeichnis ist inzwischen soweit 
ausgebaut worden, daß es bereits seit einigen Jahren alljähr­
lich in 7 getrennten Teilen von der Biologischen Bundesanstalt 
für Land- und Forstwirtschaft (BBA) herausgegeben wird. Es 
enthält alle für den Anwender der Pflanzenbehandlungsmittel 
wichtigen Angaben einschließlich der dabei zu beachtenden 
Vorschriften. Für jedes Handelspräparat sind sämtliche für die 
ordnungsgemäße Anwendung erforderlichen Einzelangaben 
in dem Verzeichnis berücksichtigt. 
Die Prüfung der Pflanzenschutzmittel war bis 1968 freiwil­
lig. Sie erstreckte sich bis dahin im wesentlichen auf die 
Wirksamkeit der Mittel gegenüber den zu bekämpfenden 
Schadorganismen, auf Phytotoxizität und Beeinflussung des 
Erntegutes, auf ihre chemische Zusammensetzung sowie auf 
ihre physikalisch-chemischen Eigenschaften. Die gesundheitli­
che Beurteilung fand bereits zu jener Zeit in Abstimmung mit 
dem späteren Bundesgesundheitsamt (BGA) statt, aufgrund 
von Angaben der antragstellenden Firmen über die toxikolo­
gischen Eigenschaften des Wirkstoffs bzw. der Wirkstoffe. Das 
BGA legte erforderlichenfalls Toleranzwerte fest, die die 
spätere Biologische Bundesanstalt in Wartezeiten umsetzte. 
Wenn die gesamte Prüfung mit positivem Ergebnis abge­
schlossen war, erteilte die BBA die sogenannte „Anerken­
nung" des Mittels, wodurch der Antragsteller berechtigt war, 
das Pflanzenschutzmittel als „amtlich geprüft und anerkannt" 
zu kennzeichnen und das Anerkennungszeichen - eine Ähren­
schlange im Dreieck - zu verwenden. 
Die gesetzliche Grundlage für die Mittelprüfung durch die 
damalige Biologische Zentralanstalt und spätere Biologische 
Bundesanstalt bildete zunächst das „Gesetz zum Schutze der 
landwirtschaftlichen Kulturpflanzen" vom 5. März 1937, wel­
ches in Form einer Neufassung in das „Gesetz zum Schutze 
der Kulturpflanzen" vom 26. August 1949 überging. 
Dieses Gesetz diente vorrangig dem Pflanzen- und Vorrats­
schutz; es enthielt aber bereits die Möglichkeit, ,,Vorschriften 
über den Schutz und die Verwendung von Tieren und Kleinle­
bewesen, die für den Pflanzenschutz nützlich sind", zu erlas­
sen. Das war die Basis für die „Verordnung über bienenschäd­
liche Pflanzenschutzmittel" vom 25. Mai 1950, in welcher ab 
1. Januar 1951 eine Kennzeichnungspflicht für alle bienenge­
fährlichen Pflanzenschutzmittel gefordert wurde. Schon seit
dieser Zeit führt die BBA regelmäßig eine Prüfung von Pflan­
zenschutzmitteln an Honigbienen durch. Diese Prüfung war
ein wesentlicher Schritt zur Berücksichtigung von Umwelt­
schutzgesichtspunkten bei der amtlichen Mittelprüfung in der
Bundesrepublik Deutschland.
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Ein weiterer Beitrag zum Umweltschutz - hier speziell zum 
Schutz der menschlichen Gesundheit - wurde durch die „Ver­
ordnung über Pflanzenschutz-, Schädlingsbekämpfungs- und 
Vorratsschutzmittel in oder auf Lebensmitteln pflanzlicher 
Herkunft" vom 30. November 1966 geschaffen, kurz 
,,Höchstmengenverordnung Pflanzenschutz" genannt. Auf­
grund dieser Verordnung, die zunächst auf dem „Lebensmit­
telgesetz" und in ihren Neufassungen später auf dem „Lebens­
mittel- und Bedarfsgegenständegesetz" vom 15. August 1974 
beruht, wurden mit Wirkung vom 1. Januar 1968 duldbare 
Höchstmengen von zahlreichen Pflanzenschutzmittel-Wirk­
stoffen und anderen in Pflanzenschutzmitteln vorhandenen 
oder daraus entstehenden Stoffen in oder auf Lebensmitteln 
erstmals gesetzlich festgelegt sowie für eine Reihe von Stoffen 
die Behandlung von Pflanzen oder Pflanzenteilen ausgeschlos­
sen, d. h. daß sie nicht mehr auf pflanzlichen Lebensmitteln 
vorhanden sein durften. Die Verordnung verlieh der bei der 
amtlichen Mittelprüfung bereits seit etlichen Jahren bestehen­
den Festsetzung von Wartezeiten einen gesetzlichen Charak­
ter. Wartezeiten sind im Pflanzenschutzmittelverzeichnis seit 
1964 aufgeführt; sie wurden jedoch schon seit 1953 in Flug­
und Merkblättern der BBA - zunächst für einzelne Wirk­
stoffe, später in zunehmendem Umfang - angegeben und von 
1960 bis 1963 im Nachrichtenblatt des Deutschen Pflanzen­
schutzdienstes alljährlich veröffentlicht. 
Ein neuer Abschnitt in der Geschichte des Pflanzenschutzes 
in der Bundesrepublik Deutschland und insbesondere der 
Mittelprüfung wurde durch das „Pflanzenschutzgesetz" vom 
10. Mai 1968 begründet, welches mit einem Teil seiner
Bestimmungen am 16. Mai 1968 in Kraft trat, teils aber auch
erst am 15. Mai 1970, um die erforderlichen Übergangsrege­
lungen zu ermöglichen.
Für die amtliche Mittelprüfung ergab sich aus dem Pflan­
zenschutzgesetz in Verbindung mit der „Verordnung über die 
Prüfung und Zulassung von Pflanzenschutzmitteln" vom 4. 
März 1969 sowie mit dem „Pflanzenschutz-Kostengesetz" 
vom 26. August 1969 die Grundlage für das erste Zulassungs­
verfahren für Pflanzenschutzmittel, welches ab 1969 die bis 
dahin gehandhabte freiwillige Prüfung im Anerkennungsver­
fahren ablöste und zu einer obligatorischen Prüfung und 
Zulassung aller Pflanzenschutzmittel führte. Andere Schäd­
lingsbekämpfungsmittel wie Mittel gegen Hygieneschädlinge 
(sog. Entwesungsmittel wie Haushaltssprays), ferner Holz­
schutzmittel, Mittel gegen Woll- und Pelzschädlinge und 
gegen andere Materialschädlinge werden durch das Pflanzen­
schutzgesetz nicht erfaßt. Für diese Mittel gibt es gesonderte 
Prüfungsbestimmungen und - mit Ausnahme der Woll- und 
Pelzschädlinge - auch andere Prüfbehörden. 
Die vorgenannte Zulassungsverordnung enthält genaue 
Bestimmungen über die Durchführung der Prüfung der Pflan­
zenschutzmittel, während das Kostengesetz alle mit der Prü­
fung dieser Mittel zusammenhängenden Kostenfragen regelt 
und einen genauen Gebührentarif für die einzelnen Prüfungs­
gegenstände beinhaltet. 
Durch das „Gesetz zur Änderung des Pflanzenschutzgeset­
zes" vom 27. Juli 1971 wurden auch die „Zusatzstoffe" in das 
Zulassungsverfahren einbezogen. Es handelt sich dabei um 
Stoffe und Zubereitungen aus Stoffen, die dazu bestimmt sind, 
Pflanzenschutzmitteln (und später auch Wachstumsreglern) 
zugesetzt zu werden, um deren Eigenschaften oder deren 
Wirkungsweise zu verändern. 
Das „Zweite Gesetz zur Änderung des Pflanzenschutzgeset­
zes" vom 15. August 1975 ergibt zudem die Einbeziehung der 
Wachstumsregler in das Zulassungsverfahren. Diese sind 
Stoffe, die dazu bestimmt sind, die Lebensvorgänge von Pflan-
zen zu beeinflussen, ohne ihrer Ernährung zu dienen. Die 
Aufnahme der Wachstumsregler in das Gesetz wird damit 
begründet, daß die zunehmende Belastung des Menschen und 
seiner Umwelt durch Chemikalien eine erhöhte Aufmerksam­
keit gegenüber den hieraus erwachsenden Gefahren erfordert. 
- Außerdem wird in diesem Gesetz erstmals die Bezeichnung
,,Pflanzenbehandlungsmittel" verwendet, womit Pflanzen­
schutzmittel und Wachstumsregler zusammengefaßt sind unter
Einbeziehung der Zusatzstoffe.
Das Pflanzenschutzgesetz wurde zuletzt durch das „Dritte 
Gesetz zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes" vom 16. 
Juni 1978 geändert. Nach diesem Stand ist der Zweck dieses 
Gesetzes: 
1. Pflanzen vor Schadorganismen und Krankheiten zu schüt­
zen (Pflanzenschutz),
2. Pflanzenerzeugnisse vor Schadorganismen zu schützen
(Vorratsschutz),
3. die Lebensvorgänge von Pflanzen durch Stoffe zu beeinflus­
sen, die nicht zur Ernährung von Pflanzen bestimmt sind,
und
4. Schäden abzuwenden, die bei der Anwendung von Pflan­
zenbehandlungsmitteln oder von anderen Maßnahmen des
Pflanzenschutzes oder Vorratsschutzes, insbesondere für
die Gesundheit von Mensch und Tier entstehen können.
Das Gesetz beabsichtigt somit einen verstärkten Schutz des
Anwenders der Mittel, des Verbrauchers der behandelten 
Erzeugnisse sowie der gesamten belebten Umwelt vor uner­
wünschten Nebenwirkungen der Pflanzenbehandlungsmittel. 
Dieser Zweck des Gesetzes rückte in den letzten Jahren 
immer mehr in den Vordergrund. 
Zum Pflanzenschutz und zum Vorratsschutz gehören auch 
1. die Verwendung und der Schutz von Tieren, Pflanzen und
Mikroorganismen, durch die Schadorganismen oder Krank­
heiten bekämpft werden können, und 
2. die Bekämpfung des Bisam (Bisamratte, Ondatra zibethicus
L.).
Zum Bekämpfen gehört auch das Verhüten des Auftretens
oder der Ausbreitung von Schadorganismen oder Krank­
heiten. 
Nach dem Pflanzenschutzgesetz dürfen Pflanzenbehand­
lungsmittel nur eingeführt oder gewerbsmäßig vertrieben wer­
den, wenn sie von der Biologischen Bundesanstalt zugelassen 
sind. Dies gilt nicht für Pflanzenbehandlungsmittel, die für die 
Ausfuhr bestimmt sind sowie für Wachstumsregler, die für die 
Anwendung an abgeschnittenen Zierpflanzen außer Anbau­
material bestimmt sind. 
Die Zulassung eines Pflanzenbehandlungsmittels kann vom 
Hersteller oder vom Vertriebsunternehmer oder vom Einfüh­
rer des Mittels beantragt werden. Der Antragsteller muß zu 
diesem Zweck einen vollständig ausgefüllten Zulassungsan­
trag mit allen zur Beurteilung des Mittels erforderlichen 
Unterlagen bei der BBA vorlegen. Hierzu ist ein bestimmtes 
Formblatt vorgeschrieben, welches nach dem Stand vom 
Januar 1981 über 150 Fragen enthält, die nach festgelegten 
Hinweisen beantwortet werden müssen. Der Antrag ist in vier 
Abschnitte unterteilt: 
Der erste Abschnitt enthält den Handelsnamen des Mittels, 
Gefahren- und Sicherheitshinweise, Angaben über die Ver­
packung sowie Namen und Anschriften des Antragstellers, des 
Herstellers und der Vertriebsunternehmen. 
Der zweite Abschnitt enthält Angaben zum Präparat, zur 
Analytik des Präparates, zum technischen Wirkstoff, zum 
reinen Wirkstoff, zur Analytik des Wirkstoffes, zum Rück­
standsverhalten des Mittels in der Pflanze, in Lebens- und 
Futtermitteln pflanzlicher Herkunft sowie in Lebensmitteln 
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tierischer Herkunft, ferner in bearbeiteten und verarbeiteten 
pflanzlichen Erzeugnissen. Außerdem werden in diesem 
Abschnitt ein Höchstmengenvorschlag sowie Angaben zum 
Verhalten in Boden und Wasser verlangt. Bei Wasserherbizi­
den sind auch Rückstände in Fischen zu berücksichtigen. 
Der dritte Abschnitt befaßt sich mit den Angaben zur 
Anwendung des Mittels. Hierzu gehören außer der 
Gebrauchsanweisung die erforderlichen Versuchsberichte 
über die Wirksamkeit des Präparates in den angemeldeten 
Indikationen. Dabei können auch im Ausland zugelassene 
Anwendungen und dort erstellte Versuchsberichte berück­
sichtigt werden. Auch werden Angaben über die Wirkung auf 
die Honigbiene gefordert. Falls eine Aussage über die Wir­
kung des Mittels auf Nutzarthropoden gemacht werden soll, 
sind auch diesbezügliche Angaben zu machen. Die Aussagen 
über eine eventuelle Phytotoxizität des Mittels gehen aus den 
Versuchsberichten zur Wirksamkeit hervor, bei denen Anga­
ben zur Phytotoxizität immer gemacht werden müssen. Es sind 
zudem detaillierte Angaben über die Verwendung des Pflan­
zenbehandlungsmittels erforderlich, die sich auf die zu be­
kämpfenden Schadorganismen bzw. die Zweckbestimmung, 
die Kulturpflanzen, die Aufwandmengen an Präparat, Wirk­
stoff und Wasser, auf Zeitpunkt und Anzahl der Anwendun­
gen sowie auf das Ausbringungsverfahren beziehen. Auch sind 
Wartezeiten anzugeben oder vorzuschlagen. 
Der vierte Abschnitt enthält die Angaben zur Toxikologie. 
Die in diesem Abschnitt enthaltenen Daten werden vom BGA 
in Berlin geprüft und beurteilt. Dabei handelt es sich im 
wesentlichen um die akute Toxizität des technischen Wirkstof­
fes oder gegebenenfalls der technischen Wirkstoffe an Ratten 
und einer weiteren Tierart sowie an Fischen, Daphnien und 
Algen und an zwei Vogelarten. Ferner werden Angaben über 
eventuell bekannte Auswirkungen auf den Menschen erwar­
tet. Zudem gehören dazu Angaben zur kumulativ-toxischen 
Wirkung des technischen Wirkstoffes, 90-Tage-Fütterungs­
versuche mit technischem Wirkstoff an Ratten und Hunden 
oder einer anderen Nichtnagerart sowie Untersuchungen an 
landwirtschaftlichen Nutztieren. Außerdem sind Langzeitfüt­
terungsversuche an Ratten ( ca. 2 Jahre) und an einer weiteren 
Tierart durchzuführen. Auch Stoffwechselversuche und Anga­
ben über Auswirkungen auf Fische werden verlangt. Hinzu 
kommen spezielle Untersuchungen zur Abschätzung des can­
cerogenen, teratogenen und mutagenen Risikos. Im Rahmen 
der geforderten Daten zur akuten Toxizität des Handelspräpa­
rates sind für im Freiland anzuwendende Ködermittel, für im 
Streuverfahren im Freiland anzuwendende Granulate sowie 
für Saatgutbehandlungsmittel bestimmte Untersuchungen zur 
Vogeltoxizität erforderlich. - Zudem sind ein Literaturver­
zeichnis von Veröffentlichungen zur Toxikologie des Wirk­
stoffes, eine zusammenfassende toxikologische Beurteilung 
des Mittels und ein Höchstmengenvorschlag vorzulegen. 
Schließlich werden auch in diesem Abschnitt {\ngaben zur 
Einstufung des Mittels sowie Warnhinweise und Vorsichts­
maßnahmen verlangt. - Das Formblatt ist auf eine Bearbei­
tung mittels EDV zugeschnitten, da das gesamte ·zulassungs­
verfahren inzwischen auf die EDV übertragen wurde. 
Um den Antragstellern ein ordnungsgemäßes Ausfüllen des 
vorgenannten Zulassungsantrages zu ermöglichen und damit 
die Versuchsberichte und alle Untersuchungen in einheitlicher 
Form erstellt werden können, -hat die BBA-teils in Zusam­
menarbeit mit dem BGA - eine ganze Reihe von Merkblät­
tern und Richtlinien herausgegeben, die genaue Angaben über 
die erforderlichen Untersuchungen enthalten. Nur so ist es für 
die Zulassungsbehörden möglich, die laufend bei ihnen ein­
treffenden großen Mengen von Unterlagen in einem Routine-
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verfahren zu bearbeiten. So gibt es ein grundlegendes Merk­
blatt über „Das Verfahren der Prüfung und Zulassung von 
Pflanzenbehandlungsmitteln", in welchem neben dem Ablauf 
des Zulassungsverfahrens alle mit dem Antrag auf Zulassung 
vorzulegenden Unterlagen genannt sind. Es enthält ferner ein 
Verzeichnis aller Anwendungsgebiete und amtlichen Prüfstel­
len sowie eine Zusammenstellung aller für die Mittelprüfung 
benötigten Formblätter, Merkblätter und Richtlinien. Außer-, 
dem gibt es jeweils spezielle Merkblätter für das Ausfüllen des 
Zulassungsantrages, für die Unterlagen zur Toxikologie, für 
die Rückstandsuntersuchungen, für die Erstellung von Unter­
lagen zum Verhalten von Pflanzenbehandlungsmitteln im 
Boden sowie für die Prüfung des Versickerungsverhaltens. 
Zudem gibt es für die Prüfung der Mittel auf Wirksamkeit und 
Phytotoxizität mehr als 120 Einzelrichtlinien, die teils für die 
Prüfung gegen einzelne Schadorganismen oder Pflanzen­
krankheiten, teils aber auch gegen ganze Gruppen von Scha­
derregern vorgesehen sind; zudem existieren Richtlinien zur 
Prüfung der Wirkung von Pflanzenbehandlungsmitteln auf 
Bienen und andere Nutzarthropoden. Sämtliche Richtlinien, 
Merkblätter und Formblätter, die für die amtliche Mittelprü­
fung benötigt werden, sind bei der ACO-Druck GmbH in 
Braunschweig erhältlich. 
Der nunmehr folgenden Beschreibung des Zulassungsver­
fahrens sind einige Bemerkungen vorauszuschicken: 
Nachdem das bereits erwähnte Zulassungsverfahren nach 
dem Pflanzenschutzgesetz von 1969 bis 1980 praktiziert und 
ständig in Anpassung an neue gesetzliche Vorschriften ergänzt 
worden war, wurde seit Januar 1981 ein völlig neu gestaltetes 
Zulassungsverfahren eingeführt, welches eine größere Flexibi­
lität mit kürzeren Bearbeitungszeiten und einer besseren 
Überschaubarkeit ermöglichen soll. In den Jahren 1981 und 
1982 werden das alte und das neue Verfahren nebeneinander 
praktiziert, um für die Firmen und die Behörden eine Über­
gangszeit ohne Unterbrechung zu ermöglichen. Aus Gründen 
der Übersichtlichkeit wird hier nur das neue Verfahren 
berücksichtigt, zumal es für die zukünftigen Regelungen maß­
gebend ist (siehe Abbildung 1). 
Danach muß der Antragsteller den vollständig ausgefüllten 
Zulassungsantrag mit allen erforderlichen Unterlagen in drei­
facher Ausfertigung bei der BBA vorlegen; er allein ist für die 
zur Beurteilung des Mittels erforderlichen Unterlagen verant­
wortlich. Er muß somit alle notwendigen Prüfungsergebnisse 
und Angaben vorher erarbeitet haben oder erarbeiten lassen. 
Der Antragsteller hat die Möglichkeit, diese Unterlagen selbst 
zu erstellen, wie es viele große Firmen machen; er kann sie 
aber auch bei staatlichen Prüfstellen und Instituten in Auftrag 
geben oder bei privaten Instituten erarbeiten lassen. Lediglich 
bei den Prüfungen auf Wirksamkeit und Phytotoxizität sind 
Mindestzahlen von amtlichen Prüfungsergebnissen vorge­
schrieben. Dadurch wird erreicht, daß die Wirksamkeitsprü­
fungen unter den verschiedenen klimatischen Bedingungen 
und Bodenverhältnissen in der Bundesrepublik Deutschland 
durchgeführt werden, da sich die Prüfstellen des Deutschen 
Pflanzenschutzdienstes in den verschiedenen Bundesländern 
und im Land Berlin befinden. Für die Prüfung auf Bienenge­
fährlichkeit gilt eine ähnliche Regelung, weil das genetisch 
unterschiedliche Bienenmaterial und der unterschiedliche 
physiologische Zustand der Bienen berücksichtigt werden 
sollen. 
Von den drei genannten Ausfertigungen des Zulassungsan­
trages bleiben zwei Exemplare bei der BBA, während ein 
Exemplar mit den zugehörigen Unterlagen an das BGA wei­
tergeleitet wird, um eine gleichzeitige Bearbeitung bei beiden 
Behörden zu ermöglichen. Im übrigen kann ein Zulassungsan-
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Abb. 1. Ablauf des Zulassungsverfahrens für Pflanzenbehandlungs­
mittel. 
trag jederzeit bei der BBA gestellt werden; die Antragstellung 
ist nicht mehr an bestimmte Fristen gebunden. 
Für die Prüfung der mit dem Antrag eingereichten Unterla­
gen stehen der BBA und dem BGA im Regelfall etwa 51/z 
Monate zur Verfügung. In dieser Zeit prüft die BBA die 
chemischen, physikalischen und biologischen Daten, während 
das BGA die toxikologischen Angaben prüft. Wenn Angaben 
oder Unterlagen unvollständig sind, können sie in dieser Zeit­
spanne vom Antragsteller innerhalb einer von den Behörden 
festgelegten Frist nachgefordert werden. Wird diese Frist, die 
in der Regel sechs Wochen nicht überschreiten soll, vom 
Antragsteller nicht eingehalten oder handelt es sich um nach­
geforderte Unterlagen, deren Beibringung eine längere Zeit 
beansprucht, so wird die Bearbeitung des Zulassungsantrages 
bis zur Vorlage dieser Unterlagen unterbrochen. Das bedeu­
tet, daß der Antrag solange ruht, bis er durch die geforderte 
Nachlieferung der neuen Unterlagen vollständig ist. Erst 
danach beginnt die Bearbeitungszeit von neuem, so daß der 
Antragsteller in diesen Fällen einen erheblichen Zeitverlust 
bei der Bearbeitung seines Zulassungsantrages hinnehmen 
muß. Unabhängig von diesen Nachforderungen beim Antrag­
steller können sowohl die BBA als auch das BGA zusätzliche 
Erkenntnisse durch eigene experimentelle Prüfungen 
bestimmter Sachverhalte erarbeiten oder bei anderen amtli­
chen oder privaten Stellen erarbeiten lassen. So führt die BBA 
regelmäßig eine chemische und physikalische Prüfung und 
vielfach auch Rückstandsuntersuchungen der Mittel durch und 
veranlaßt in vielen Fällen zusätzliche Rückstandsuntersuchun­
gen und Wirksamkeitsprüfungen bei amtlichen Prüfstellen, 
während das BGA in etlichen Fällen eigene toxikologische 
Prüfungen zusätzlich durchführt. 
Sobald die Unterlagen bezüglich ihres Umfanges und ihres 
Inhaltes den Anforderungen entsprechen und somit eine 
Beurteilung ermöglichen, legt die BBA das Prüfungsergebnis 
dem „Sachverständigenausschuß für die Zulassung von Pflan­
zenbehandlungsmitteln" vor. Dieser Ausschuß hat 30 Mitglie­
der, die vom Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten berufen werden. Ihm gehören kompetente Ver­
treter der BBA, des BGA und des Pflanzenschutzdienstes der 
Länder an. Ferner können auch Vertreter von Hochschulen 
und Forschungsanstalten sowie von anderen Facheinrichtun­
gen des Bundes und der Länder berufen werden. Außerdem 
zieht die BBA zu bestimmten Fragen spezielle Sachverstän­
dige von staatlichen Stellen hinzu, soweit dieses erforderlich 
ist. Der Sachverständigenausschuß berät die BBA vor ihrer 
Entscheidung über die Zulassung der Pflanzenbehandlungs­
mittel. Auf den Sitzungen dieses Ausschusses wird über alle 
Probleme diskutiert, die mit der Prüfung, Zulassung und 
Anwendung der einzelnen Mittel oder bestimmter Gruppen 
von Pflanzenbehandlungsmitteln zusammenhängen, wobei 
Gesichtspunkte eines umweltschonenden Pflanzenschutzes 
eine zunehmende Bedeutung erlangen. 
Ist der Antrag nach der Anhörung des Sachverständigen­
ausschusses entscheidungsreif, erteilt die BBA nach Möglich­
keit innerhalb von 8 Monaten nach Vorlage des vollständigen 
Antrages dem Antragsteller den Bescheid über die Zulassung 
oder die Ablehnung des Antrages. Wenn alle Unterlagen 
zufriedenstellend sind, kann die Zulassung erteilt werden. Sie 
ist in der Regel mit Auflagen verbunden, die verschiedenen 
Charakter haben können. Es handelt sich dabei zum Teil um 
Kennzeichnungsauflagen für Behältnisse und abgabefertige 
Packungen, die teils inhaltlich, teils wörtlich wiederzugeben 
sind oder um sonstige Auflagen, die vorwiegend der Hersteller 
zu beachten hat. In jedem Fall sind bestimmte Angaben auf 
den Behältnissen und auf den abgabefertigen Packungen 
anzubringen. Dazu gehören u. a. die Bezeichnung des Mittels, 
die Zulassungsnummer, der Name oder die Firma des in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
ansässigen Herstellers, Einführers oder Vertriebsunterneh­
mers, Art und Menge der wirksamen Bestandteile, das Ver­
fallsdatum bei Pflanzenbehandlungsmitteln mit zeitlich 
beschränkter Haltbarkeit, die Gebrauchsanweisung und der 
Hinweis, daß diese und die sonstigen vorgeschriebenen Anga­
ben den Auflagen der BBA entsprechen. Nach erfolgter 
Zulassung darf das Mittel mit dem Zulassungszeichen verse­
hen werden. 
Nach dem Pflanzenschutzgesetz wird die Zulassung nach 
Prüfung des Pflanzenbehandlungsmittels erteilt, wenn 
1. das Pflanzenbehandlungsmittel nach dem Stande der wis­
senschaftlichen Erkenntnisse und der Technik hinreichend
wirksam ist,
2. die Erfordernisse des Schutzes der Gesundheit von Mensch
und Tier beim Verkehr mit gefährlichen Stoffen nicht ent­
gegenstehen und
3. das Pflanzenbehandlungsmittel bei bestimmungsgemäßer
und sachgerechter Anwendung keine schädlichen Auswir­
kungen für die Gesundheit von Mensch und Tier sowie
keine sonstigen schädlichen Auswirkungen hat, die nach
dem Stande der wissenschaftlichen Erkenntnisse nicht ver­
tretbar sind.
Über die gesundheitlichen Voraussetzungen entscheidet die
BBA im Einvernehmen mit dem BGA. Die Zulassung endet 
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spätestens zehn Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem sie 
erteilt wurde; sie kann erneut erteilt werden. Im Einzelfall 
kann auch eine kürzere Zulassungsdauer festgesetzt werden; 
dies geschieht z. B., wenn weitere Unterlagen gefordert wer­
den, um noch unsichere Befunde bei bestimmten Kriterien zu 
erhärten, oder wenn zusätzliche Erkenntnisse über das Mittel 
erwünscht sind. In diesen Fällen sind jedoch die wesentlichen 
Fakten geklärt, so daß eine auf wenige Jahre befristete Zulas­
sung vertretbar ist. Die Zulassung ist zurückzunehmen, wenn 
eine der Voraussetzungen bei ihrer Erteilung gefehlt hat. Die 
Zulassung ist zu widerrufen, wenn eine der Voraussetzungen 
später weggefallen ist. Sie kann auch widerrufen werden, wenn 
der Inhaber der Zulassung eine erteilte Auflage nicht einhält 
oder wenn der Antragsteller den Widerruf beantragt. - Wenn 
bei einem Pflanzenbehandlungsmittel nach der Prüfung der 
begründete Verdacht gesundheitlicher oder sonstiger schädli­
cher Auswirkungen besteht oder wenn sich zeigt, daß das 
Mittel nicht hinreichend wirksam ist, wird der Antrag abge­
lehnt. Es können weitere Untersuchungen gefordert werden. 
Nach Abschluß dieser neuen Untersuchungen kann der Zulas­
sungsantrag für dieses Mittel erneut gestellt werden. 
Die amtliche Prüfung der Pflanzenbehandlungsmittel ist 
kostenpflichtig, wobei die Gebühren durch das bereits 
erwähnte „Pflanzenschutz-Kostengesetz" festgelegt sind. In 
Kürze soll durch eine „Verordnung über Kosten der Biologi­
schen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft" die 
Gebührenregelung neu getroffen werden. 
Im folgenden wird in jeweils chronologischer Reihenfolge 
auf einige weitere gesetzliche Regelungen eingegangen, die 
Einfluß auf die Prüfung und Zulassung von Pflanzenbehand­
lungsmitteln in der Bundesrepublik Deutschland haben oder 
auch haben werden: 
Die schon genannte Höchstmengen-Verordnung für 
Lebensmittel pflanzlicher Herkunft aus dem Jahre 1966 
wurde laufend an den inzwischen erlangten Kenntnisstand 
angepaßt. Neufassungen erfolgten am 14. Dezember 1972, am 
5. Juni 1973, am 4. Februar 1976 und am 13. Juni 1978. Diese
Verordnung ist für die Festsetzung der zulässigen Höchstmen­
gen der darin genannten Stoffe in oder auf bestimmten, in der
Verordnung angegebenen Lebensmitteln bei der Zulassung
von Pflanzenbehandlungsmitteln entscheidend. In die letztge­
nannte Fassung dieser Verordnung wurden u. a. für 18 Stoffe
bzw. deren Isomeren zulässige Höchstmengen in oder auf
Tabakerzeugnissen, die zur Abgabe an den Verbraucher
bestimmt sind, aufgenommen.
Durch die „Verordnung über Höchstmengen an DDT und 
anderen Pestiziden in oder auf Lebensmitteln tierischer Her­
kunft" (Höchstmengen-Verordnung, tierische Lebensmittel) 
vom 15. November 1973 - zuletzt geändert am 29. August 
1978 -, werden Höchstmengen für 13 Stoffe und einige Iso­
meren für von Tieren gewonnene Lebensmittel festgelegt. 
Diese Höchstmengen finden bei der Zulassung•-der entspre­
chenden Pflanzenbehandlungsmittel - zumeist in Form von 
einschränkenden Auflagen - Berücksichtigung, soweit die 
Stoffe noch als Pflanzenbehandlungsmittel in Frage kommen. 
Außerdem hat für das Zulassungsverfahren auch die letzt­
lich auf dem „Futtermittelgesetz" vom 22. Dezember 1926 
basierende „Verordnung zur Ausführung des Futtermittelge­
setzes" vom 21. Juli 1927 - zuletzt geändert durch die „Dritte 
Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Ausführung 
des Futtermittelgesetzes" vom 25. März 1974 einschließlich 
der Berichtigung dieser Verordnung vom 19. April 1974 -
eine Bedeutung. Darin wird für eine Reihe von Stoffen eine 
Angabe gefordert, wenn ihr Gehalt in Einzelfuttermitteln 
einen festgelegten Wert überschreitet. Darüber hinaus ist für 
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Mischfuttermittel durch eine gesonderte Verordnung der 
zulässige Höchstgehalt an einer Reihe von Schadstoffen fest­
gelegt. Diese Vorschriften finden durch entsprechende Aufla­
gen und Einschränkungen bei der Zulassung von hier in Frage 
kommenden Pflanzenbehandlungsmitteln ihren Niederschlag. 
Somit wird im Zulassungsverfahren die Rückstandssituation 
bei Lebensmitteln pflanzlicher und tierischer Herkunft sowie 
bei Futtermitteln sehr genau erfaßt. 
Eine unmittelbare Bedeutung für die Prüfung und Zulas­
sung von Pflanzenbehandlungsmitteln hat auch die auf dem 
Pflanzenschutzgesetz beruhende „Verordnung über Anwen­
dungsverbote und -beschränkungen für Pflanzenschutzmittel" 
vom 23. Juli 1971 sowie deren Neufassungen vom 31. Mai 
1974, vom 7. April 1977 und vom 19. Dezember 1980. 
Während das Pflanzenschutzgesetz grundsätzlich den Vertrieb 
und die Einfuhr dieser Mittel regelt, wird durch diese Verord­
nung die Anwendung vieler Mittel - nach Wirkstoffen zusam­
mengefaßt - gesetzlich festgelegt, wobei einige Einsätze nur 
mit Zustimmung der zuständigen Behörde erfolgen dürfen. 
Diese Verordnung enthält in der letztgenannten Fassung völ­
lige Anwendungsverbote für 23 Pflanzenbehandlungsmittel­
Wirkstoffe bzw. deren Verbindungen; ferner legt sie für 11 
weitere Stoffe Anwendungsbeschränkungen nur für 
bestimmte Zwecke und teils auch Beschränkungen für behan­
delte Flächen fest und regelt Verbote der Anwendung in 
bestimmten Fällen für 33 weitere Stoffe. Diese Verordnung 
berücksichtigt die Kontamination von Boden und Gewässern 
durch Rückstände und Abbauprodukte von Pflanzenbehand­
lungsmitteln und beugt damit einer Anreicherung dieser Stoffe 
in der Nahrungskette vor. Die Zulassungen für die von dieser 
Verordnung betroffenen Pflanzenbehandlungsmittel werden 
entsprechend den jeweiligen Regelungen eingeschränkt oder 
mit den erforderlichen Auflagen versehen; in jedem Fall wer­
den die Zulassungen mit der Verordnung abgestimmt. 
Das „Gesetz über die Beseitigung von Abfällen" (Abfallbe­
seitigungsgesetz) vom 7. Juni 1972 hat eine mittelbare Aus­
wirkung auf die Zulassung der Pflanzenbehandlungsmittel 
insofern, als mit dem Antrag auf Zulassung eines Pflanzenbe­
handlungsmittels Angaben über die Beseitigung von Resten 
der Mittel zu machen sind und entsprechende Kennzeich­
nungsauflagen erteilt werden können. 
Ein Zusammenhang besteht auch zwischen dem „Tier­
schutzgesetz" vom 24. Juli 1972 und dem Zulassungsverfah­
ren, indem darauf geachtet wird, daß Pflanzen- und Vorrats­
schutzmittel, die zum Töten von Wirbeltieren dienen (z. B. bei 
Ratten und Mäusen), hierbei nicht mehr als unvermeidbare 
Schmerzen erzeugen. Das bedeutet, daß keine Mittel in die 
Prüfung aufgenommen oder gar zugelassen werden, die später 
bei ihrer praktischen Anwendung eine vermeidbare Tierquä­
lerei bewirken. Als Beispiel hierfür sei die Verwendung von 
Klebstoff zum Fangen von Mäusen genannt. Insgesamt neh­
men Gesichtspunkte des Tierschutzes immer mehr an Bedeu­
tung zu und beeinflussen insbesondere das biologische und 
toxikologische Versuchswesen. 
Das aus Gründen der Vollständigkeit zu nennende „Gesetz 
über den Verkehr mit DDT" (DDT-Gesetz) vom 7. August 
1972, welches u. a. Herstellung, Handel und Anwendung von 
DDT und DDT-Zubereitungen verbietet, hat keine zusätzli­
chen Auswirkungen auf das Zulassungsverfahren für Pflan­
zenschutzmittel, da es an die genannte Verordnung über 
Anwendungsverbote und -beschränkungen angepaßt wurde. 
Demgegenüber wirkt sich das „Gesetz zur Ordnung des 
Wasserhaushalts" (Wasserhaushaltsgesetz) vom 27. Juli 1957 
in der Bekanntmachung der Neufassung vom 16. Oktober 
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mittel aus. Dieses Gesetz dient u. a. der Verhütung schädlicher 
Einwirkungen auf die Gewässer, die zu einer Änderung der 
physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit 
des Wassers führen können und ermöglicht die Festsetzung 
von Wasserschutzgebieten, in denen u. a. bestimmte Handlun­
gen verboten oder für nur beschränkt zulässig erklärt werden. 
In diesen Wasserschutzgebieten ist der Einsatz von Pflanzen­
behandlungsmitteln durch sog. ,,Wasserschutzgebietsaufla­
gen" geregelt, die mit der Zulassung der Mittel erteilt werden. 
Darüber hinaus gibt es weitere an die Zulassung gebundene 
Kennzeichnungsauflagen, die dem Wasserschutz dienen. 
Die „Verordnung zum Schutz der Bienen vor Gefahren 
durch Pflanzenschutzmittel" (Bienenschutzverordnung) vom 
19. Dezember 1972, welche aus der bereits genannten „Ver­
ordnung über bienenschädliche Pflanzenschutzmittel" aus
dem Jahre 1950 hervorging, hat zu einer obligatorischen Prü­
fung aller Pflanzenbehandlungsmittel hinsichtlich ihrer Wir­
kung auf die Honigbiene geführt. Bei allen Mitteln, die auf­
grund ihrer Anwendungsweise Bienen gefährden können,
wird mit der Zulassung eine dem Prüfungsergebnis entspre­
chende Kennzeichnungsauflage erteilt. Im übrigen ist in der
neuen Bienenschutzverordnung auch die Weinrebe in die
möglichen Bienennährpflanzen einbezogen worden.
Außer den besprochenen Gesetzen und Verordnungen des 
Bundes haben auch zahlreiche Verordnungen der Länder 
einen direkten Einfluß auf die amtliche Mittelprüfung, wor­
über hier nicht im einzelnen berichtet werden kann. Hier sind 
vor allem die Giftverordnungen der Länder von Bedeutung, 
da in ihnen die Vorschriften für die Klassifizierung, Verpak­
kung und Kennzeichnung nach entsprechenden Richtlinien 
der Europäischen Gemeinschaften übernommen wurden. 
Danach sind für die giftigen Stoffe und Zubereitungen u. a. 
folgende Kennzeichnungen vorgeschrieben: 
1. Gefahrensymbole und Gefahrenbezeichnungen
(T = giftig, C = ätzend, Xn = gesundheitsschädlich, Xi =
reizend)
2. Hinweise auf besondere Gefahren (sog. R-Sätze)
3. Sicherheitsratschläge (sog. S-Sätze).
Für giftige Pflanzenschutzmittel sind diese Kennzeichnungs­
vorschriften ab 1. Januar 1981 in Kraft getreten. 
Bei Betrachtung der voraussichtlichen Weiterentwicklung 
der Prüfung und Zulassung von Pflanzenbehandlungsmitteln 
in der Bundesrepublik Deutschland fällt der hohe politische 
Stellenwert des Umweltschutzes deutlich ins Auge, der sich 
auch in der Pflanzenschutz-Gesetzgebung zunehmend nieder­
schlägt. So wird in einigen gesetzlichen Regelungen der letzten 
Jahre ausdrücklich der Schutz des „Naturhaushaltes" gefor­
dert. Das ist z. B. der Fall im „Gesetz zur Erhaltung des 
Waldes und zur Förderung der Forstwirtschaft" (Bundeswald­
gesetz) vom 2. Mai 1975, im „Gesetz über Naturschutz und 
Landschaftspflege" (Bundesnaturschutzgesetz) vom 20. 
Dezember 1976, im „Düngemittelgesetz" vom 15. November 
1977 und im „Gesetz zum Schutz vor gefährlichen Stoffen" 
(Chemikaliengesetz) vom 16. September 1980. 
Auch im zur Zeit vorliegenden Entwurf des „Vierten Geset­
zes zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes" vom April 
1981 wird der Schutz des Naturhaushaltes besonders heraus­
gestellt. Dabei wird in der Begründung dieses Gesetzentwur­
fes unter „Naturhaushalt" das Wirkungsgefüge von Boden, 
Wasser und Luft (abiotische Umwelt) sowie von Pflanzen und 
Tieren aller Art (biotische Umwelt) verstanden. Der genannte 
Entwurf besagt hierzu als Auslegungsregel für den Naturhaus­
halt, daß damit „wildlebende Tiere und wildwachsende Pflan­
zen einschließlich ihrer Lebensstätten sowie ... Boden und 
Wasser" gemeint sind. Selbstverständlich werden wie bisher 
die Schadorganismen, gegen die sich die Pflanzenschutzmaß­
nahmen richten, ausgenommen. Die Aufnahme dieser Forde­
rung in das Gesetz wird möglicherweise die Einführung weite­
rer, breit angelegter ökologischer Prüfungen bedeuten. 
Außerdem sieht dieser Gesetzentwurf eine Regelung der 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf bestimmten Flä­
chen vor, wobei in erster Linie an Naturschutzgebiete und 
Flächen entlang von Verkehrswegen gedacht ist. Diese Rege­
lungen können Auflagen und Einschränkungen bei der Zulas­
sung bestimmter Pflanzenschutzmittel mit sich bringen. Eine 
wesentliche N,euerung in diesem Gesetzentwurf ist schließlich 
eine umfassende Kontrolle der Pflanzenschutzgeräte; diese 
soll dazu beitragen, unerwünschte Nebenerscheinungen bei 
der Anwendung der Mittel und unzulässige Rückstände in 
Ernteprodukten einzuschränken oder zu vermeiden. 
Die auf dem Bundesnaturschutzgesetz basierende „Verord­
nung über besonders geschützte Arten wildlebender Tiere und 
wildwachsender Pflanzen" (Bundesartenschutzverordnung) 
vom 25. August 1980 hat ebenfalls Auswirkungen auf die 
Zulassung von Pflanzenbehandlungsmitteln; dort als besonders 
geschützt angegebene Tierarten werden aus der Reihe der 
bekämpfungswürdigen Schadorganismen ausgeklammert und 
nicht mehr kommentarlos als Anwendungsgebiete für Pflan­
zenschutzmittel genannt. Wenn zur Bekämpfung dieser Tiere­
wie z. B. Hamster oder Maulwurf - Pflanzenschutzmittel in 
Zukunft zugelassen werden, so soll damit die Auflage verbun­
den werden, daß der Einsatz nur bei schwerwiegenden Schäden 
erlaubt ist. Ähnlich wurde bei einem Mittel gegen den Baum­
weißling (Aporia crataegi L.) verfahren, der in der „Roten 
Liste der gefährdeten Tiere und Pflanzen in der Bundesrepu­
blik Deutschland" von 1977 aufgeführt ist und gegen den das 
Mittel nur in Gradationsjahren eingesetzt werden darf. 
Weitere eingehende Überlegungen befassen sich zur Zeit 
mit der Frage der Einführung einer obligatorischen Prüfung 
aller hierfür in Frage kommenden Pflanzenbehandlungsmittel 
an Nutzarthropoden. Eine Arbeitsgruppe der „Internationa­
len Organisation zur Biologischen Bekämpfung schädlicher 
Tiere und Pflanzen, Westpaläarktische Regionale Sektion" 
(IOBC/WPRS) arbeitet bereits seit vielen Jahren an der 
Erstellung diesbezüglicher spezieller Prüfmethoden. Nach 
dem in dieser Arbeitsgruppe vorgesehenen Zeitplan sollen bis 
1984 die wesentlichen Prüfungsrichtlinien fertiggestellt sein, 
so daß ab 1985 mit einer breit angelegten Prüfung an zahlrei­
chen Nutzarthropodenarten begonnen werden könnte. 
Zudem ist vorgesehen, für biologische Pflanzenschutzmittel 
wie z. B. Bacillus thuringiensis-Präparate, Präparate auf der 
Basis von insektenpathogenen Pilzen und Viren sowie für 
Pheromon-Präparate vereinfachte Prüfungsanforderungen zu 
erarbeiten, um diesen sehr selektiven Mitteln eine bessere 
Chance auf dem Markt zu geben und ihre weitere Entwicklung 
zu fördern. Eine Arbeitsgruppe der EG hat hier bereits einige 
Grundlagen geschaffen. Für das Zulassungsverfahren in der 
BR Deutschland werden diese Vorschläge zur Zeit überprüft. 
Viele der vorgenannten Anregungen und Vorhaben sind 
auch in den Ausführungen des „Umweltgutachtens 1978" 
angesprochen, welches der „Rat von Sachverständigen für 
Umweltfragen" im Februar 1978 in der Bundesrepublik 
Deutschland publiziert hat und welches Anlaß zu umfassenden 
Diskussionen über den Umweltschutz gegeben hat. Man kann 
mit Sicherheit davon ausgehen, daß eine solche Betrachtungs­
weise auch weiterhin aktuell bleiben und daß das Zulassungs­
verfahren für Pflanzenbehandlungsmittel in der Bundesrepu­
blik Deutschland auch in Zukunft alle wissenschaftlich fun­
dierten und in der Praxis realisierbaren Forderungen des 
Umweltschutzes berücksichtigen wird. 
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